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E n t 5 C h 1 i e ß u n 9 

des Nationalrates vom 19. September 1996 

betreffend Schwerpunkte der österreichischen Integrationspolitik 

1. Die Bundesregierung wird ersucht. weiterhin auf die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion unter Einhattung des Zeitplanes und der vertraglich festgelegten 
Bedingungen hinzuwIrken und die tür Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Wirtschaft und die Festigung des Wirtschaftsstandortes Österreich 
notwendigen Rahmenbedingungen sicherzustellen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, sich - ergänzend zu den im Arbeitsübereinkommen 
geplanten innerstaatlichen Maßnahmen im Rahmen der "Offensive für Wachstum und 
Beschäftigung" - im Rahmen der EU-Regierungskonferenz mit Nachdruck dafür 
einzusetzen, daß der Beschäftigungspolitik in allen Tätigkeitsbereichen der Union höchste 
Priorität zugewiesen wird, wirkungsvolle gemeinsame Strategien zur Herstellung 
europaweit günstiger Rahmenbedingungen für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
entwickelt werden, ein Überwachungsmechanismus für die Arbeitsmarktpolitiken der 
Mitgliedstaaten eingeführt wird und die Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus in 
einer stärkeren Ziel- und Aufgabenbestimmung im EU-Vertrag verankert wird. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, dafür einzutreten, daß die europäische Sozialcharta in 
den EU-Vertrag aufgenommen wird. 

4. Die Bundesregierung wird ersucht, die Erfahrungen in der österreichischen 
Sozialpartnerschaft auf europäischer Ebene einzubringen, um so am weiteren Aufbau der 
europäischen Sozialpartnerschaft aktiv mitzuwirken. 

5. Die Bundesregierung wird ersucht, für die volle Berücksichtigung der Anliegen des 
Umweltschutzes in allen Politikbereichen der Union einzutreten, wobei die Wahrung 
höherer nationaler Standards besser abgesichert wird. 

6. Die Bundesregierung wird ersucht, für die Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik in Richtung einer ökologischen und sozialverträglichen Landbewirtschaftung 
einzutreten. 

7. Die Bundesregierung wird ersucht, sich im Einklang mit den Zielsetzungen der 
Europäischen Union für die vollberechtigte Teilnahme Österreichs an funktionsfähigen 
europäischen Sicherheitsstrukturen einzusetzen und im Sinne des Bekenntnisses zur 
vollen Mitwirkung an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und zu den im EU
Vertrag verankerten Perspektiven einer gemeinsamen Verteidigungspolitik aktiv an 
diesbezüglichen Bemühungen der EU teilzunehmen und die Ergebnisse der 
Regierungskonferenz loyal und in europäischer Gesinnung umzusetzen. 

8. Die Bundesregierung wird ersucht, für den Ausbau der Handlungsfähigkeit der Union bei 
der Bekämpfung der internationalen Kriminalität, des illegalen Drogenhandels und -
mißbrauchs, des Terrorismus sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu 
unterstützen und für weitere Fortschritte in Richtung einer Vergemeinschaftung im 
Bereich Justiz und Inneres einzutreten. 
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